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Vorbemerkung 

Johannes von Miquel, Oberbürgermeister von Frankfurt am Main, 
später preußischer Finanzminister, rief vor einem Jahrhundert den 
Grundeigentümern zu: "Die Herren sind Hausbesitzer, schreiben Sie 
den Preis für Ihre Grundstücke an die Tür des Vorsaales und legen Sie 
sich schlafen, nach 30 Jahren des Friedens wachen Sie wieder auf, und 
Sie werden finden, der Wert des Grundstückes hat sich verdoppelt. 
Haben Sie etwas dafür gearbeitet? Haben Sie etwas gezahlt? Nichts 
haben Sie getan, die Kommune hat die Werterhöhung gemacht1!" 

Man hätte damals Miquel entgegnen können, ein solcher Gewinn 
durch Wertzuwachs sei doch vergleichsweise bescheiden; wer mündel-
sichere Papiere besitze, könne in dreißig Jahren durch laufende Zins-
anlage sein Vermögen nahezu vervierfachen, ohne "gearbeitet" zu ha-
ben. Dennoch trifft dieser Einwand nicht den Kern: Es geht nicht um 
die Probleme "arbeitsloses Einkommen", "Ertrag des Kapitals", "Aus-
beutung anderer Bürger"; gefragt wird vielmehr nach der Berechtigung 
der Wertsteigerung des Besitzes, die unabhängig von Zins und Ertrag 
eintritt und auf Leistungen der Allgemeinheit oder der öffentlichen 
Hand zurückgeht. 

1. Diese Frage ist eine eigenständige, eine immer wieder sich stel-
lende, eine besonders bedeutsame: 

In der Tat handelt es sich um ein eigenständiges Problem, es tritt 
auch dann auf, wenn man der marxistischen Kritik am Privateigentum 
an den Produktionsmitteln, am "arbeitslosen Einkommen", am "Kapi-
tal" nicht folgt. Man mag nämlich durchaus, in liberal-marktwirtschaft-
lichem Denken, die "arbeitslose" Kapitalrendite bejahen, weil andern-
falls die erforderlichen Produktionsmittel nicht bereit gestellt werden 
könnten und eine freie Wirtschaft nicht möglich sei. Man mag auch, aus-
gehend von dieser Wirtschaftsfreiheit, die allgemeine Vertragsfreiheit 
bejahen, damit aber auch den Einsatz fremder Arbeitskraft für eigen-
nützige Zwecke. Selbst aus einer solchen liberalen Sicht folgt aber nicht 
ohne weiteres, daß auch die Steigerung des Wertes des Besitzes als sol-
chen legitim wäre, dem Eigentümer belassen werden müsse. Gegen sie 
könnte vielmehr der Vorwurf erhoben werden, hier komme es zu Ge-

1 von Nostitz, Th., Wertzuwachssteuer, HdwB d Staatswissensch. VIII, 
3. Aufl., S. 774 (776). 
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winnen, die nicht nur mit der "Arbeit des Kapitalisten" nichts mehr zu 
tun hätten, sondern auch nichts mehr mit der "Arbeit des Kapitals". 
Ein solches aktionsloses Wachstum aber sei mit den Grundprinzipien 
einer Kapitalwirtschaft selbst unvereinbar, es könne und müsse wieder 
entzogen werden, denn hier komme es tatsächlich zu anstößigem 
"Mehrwert" im engsten Sinne des Wortes. Und dieser Gewinn gebühre 
der Allgemeinheit, welche ihn hervorgebracht habe. Selbst wenn es 
noch zulässig sei, andere Bürger für sich arbeiten zu lassen - den 
Staat und die Allgemeinheit dürften Private nicht ausbeuten. 

Wir stehen vor einer Dauerfrage einer entwickelten Volkswirtschaft. 
Seit zwei Jahrhunderten ist sie nicht mehr auf Dauer von der finanz-
und rechtspolitischen Tagesordnung verschwunden, seit hundert Jahren 
wird sie, mit nur kurzen Unterbrechungen, laufend intensiv diskutiert. 
Sie tritt in zwei Konstellationen stets besonders brennend auf: Einer-
seits auf dem Höhepunkt von wirtschaftlichen Aufschwungphasen, 
dann, wenn der Verteilungskampf härter wird, was ja meist schon den 
Abstieg einleitet - deshalb die Wertzuwachsdebatte am Ende der 
Gründerzeit und im Auslaufen des Wiederaufbaus in der Bundes-
republik, zum anderen nach Zeiten nationaler Krisen und Katastrophen 
- die "Kriegsgewinnbesteuerung", vor allem nach dem ersten Welt-
krieg, ist ein deutlicher Beweis. Die Kritik am Wertzuwachs ist also 
eine Erscheinung, die zwar mit einem zyklischen Ablauf des Wirt-
schaftsgeschehens zusammenhängt, jedoch aus Aufschwung wie Ab-
schwung besondere Impulse gewinnen kann - damit aber wird sie 
erst recht zum Dauerproblem. 

Das Wertzuwachsproblem ist von besonderer ökonomischer wie poli-
tischer Bedeutung. Die Wertsteigerungen, vor allem an Grund und 
Boden, halten sich nicht etwa in den bescheidenen Grenzen einer Ver-
doppelung während einer Generation - dann wäre dies nie zum Poli-
ticum geworden. Vielmehr hat vor allem die moderne Stadtentwick-
lung, vor hundert Jahren wie in letzter Zeit, hat aber auch die Indu-
strialisierung als solche zu Preis- und damit Wertsteigerungen geführt, 
welche manchmal in kurzer Zeit in das Vielhundertfache gingen. Damit 
aber kam es zu Wertveränderungen in einer Größenordnung, welche 
auch makro ökonomisch nicht schlechthin ignoriert werden konnte und, 
vor allem: diese großen Wertschöpfungen riefen nach Abschöpfung. 
Und zur politischen Frage wurde und wird der Wertzuwachs vor allem 
in der Demokratie und im Sozialstaat, der stets um Eigentumsstreuung 
unter möglichst viele Stimmbürger und um Ausgleich großer Besitz-
unterschiede bemüht sein wird. 

Zum Politicum wird jedoch der Wertzuwachs nicht zuletzt durch 
seine staatsethische Dimension: Wenn einzelnen Eigentümern, insbe-
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sondere bei Stadtrandgrundstücken, in vergleichsweise kurzer Zeit ein 
Vielfaches des Wertes zuwächst, den sie früher besaßen, ohne daß sie 
eigene Aktivitäten entfalten, so stellt sich für viele hier einfach eine 
Frage der Gerechtigkeit. Darf es, vor allem in einer hart arbeitenden 
"Leistungsgesellschaft", den "Millionenbauern" geben, gebührt sein 
Wertgewinn nicht allen Bürgern? 

Die Wertzuwachsfrage, welche im folgenden untersucht wird, ist also 
eine eminent politische; doch sie ist, erfreulicherweise noch nicht in 
eine reine parteipolitische Polarisierung geraten, und das war, wie der 
geschichtliche überblick zeigen wird, auch früher nicht der Fall: In 
allen politischen Richtungen gibt es Befürworter und Gegner einer Ab-
schöpfung des Wertzuwachses, eben weil es hier auch um Sozialmoral, 
um Gerechtigkeit geht. Und die unbestrittene, stets anerkannte außer-
ordentliche Schwierigkeit einer wie immer gearteten Abschöpfungslö-
sung läßt weithin Ideologie hier zurücktreten, so daß man oft sogar 
nur mehr technische Probleme zu sehen glaubt. Dies alles aber schafft 
eine Chance, mit einer wissenschaftlichen Behandlung einen Beitrag zu 
einem zugleich aktuellen und grundsätzlichen Problem des Steuerrechts 
und des Eigentums-Verfassungsrechts liefern zu können. 

2. Der aktuelle Anlaß dieser Untersuchung ist der jetzige Stand der 
Abschöpfungsbemühungen. 

Im Städtebauförderungsgesetz ist 1971 eine Abschöpfungsregelung 
für einzelne Bereiche, nämlich die Sanierungs- und Entwicklungsge-
biete der Städte, geschaffen worden2 : Bodenwertsteigerungen, welche 
auf öffentlichen Veranstaltungen beruhen sollen, werden bei der Ent-
eignungsentschädigung nicht berücksichtigt (§ 23 Abs. II), bei Abschluß 
der städtebaulichen Maßnahmen abgeschöpft (§ 4 Abs. IV - IX). Dies ist 
eine Mischform von Planungswertabschöpfung und Beitrag zur Infra-
struktur. 

Im Bundesbaugesetz 1977 sollte in Form eines Planungswertaus-
gleichs der Wertzuwachs ganz oder zu dem Teil abgeschöpft werden, der 
auf die Aufstellung, Änderung und Ergänzung von Bebauungsplänen 
zurückgeführt werden könne. Auch hier ging es also nicht um einen 
vollständigen, grundsätzlichen Entzug sämtlicher Wertsteigerungen an 
Grundstücken, sondern nur um die sogenannten planungsbedingten 
Wertzunahmen. Diese bilden allerdings den wichtigsten, den eigentlich 
spektakulären Fall eines Wertzuwachses, die Ausgangskategorie der 
gesamten Wertsteigerungsdiskussion. 

I Dazu u. a. Gaentzsch, G., Ausgleichsbeträge nach dem StBFG, Neue Wirt-
schaftsbriefe 1976, S. 613 ff.; Breuer, R., Bodennutzung im Konflikt zwischen 
Städtebau und Eigentumsgarantie, 1976, insbes. S. 201 ff., 237 ff. 


